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rechten mbH 
Internationaler Leichtathletik-Verband (Federation Internationale 
d'Athletisme Amateur) 
Industriegewerkschaft Metall 
LeistungsprOfungs-Ordnung 
Partei des Demokratischen Sozialismus 
Sport und Recht 
Techniker Krankenkasse 
Verwertungsgesellschaft der Film- und Fernsehproduzenten mbH 
Verwertungsgesellschaft rur Nutzungsrechte an Filmwerken mbH 
Verwertungsgesellschaft Wort 
woche im bundestag 

Hinsichtlich der übrigen Abkürzungen wird - soweit sie nicht aus sich heraus verständlich sind -
verwiesen auf Kirchner, Hildebert, Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache, 4. Aufl. Berlin, New 
York 1993. 



Erstes Kapitel 

Einleitung 

§ 1 Fragestellung 

Das Vereinsrecht spielt in der Rechtswissenschaft eine eher untergeordnete 
Rolle. Das gilt nicht nur für die in diesem Bereich ergangene Rechtsprechung, 
sondern in gleicher Weise für das Schrifttum. Hinzu kommt eine weitgehende 
Ausklammerung vereinsrechtlicher Fragestellungen in der juristischen Aus-
bildung. 

Demgegenüber hat das Recht der Vereine in unserer Gesellschaft eine zuneh-
mende Bedeutung erlangt. Ein Blick in das Handbuch des öffentlichen Lebens1 

oder das Staatshandbuch2 genügt, um sich allein die große Anzahl gesellschaft-
lich wichtiger Vereine und Verbände in der Bundesrepublik zu verdeutlichen, 
ganz zu schweigen von der Vielzahl kleinerer Vereinigungen. Anzutreffen ist 
die Rechtsform des Vereins je nach Vereinszweckin den verschiedensten Berei-
chen. Sie reicht vom lokalen Geselligkeitsverein bis hin zum überregionalen In-
teressenverband.3 

Welchen Stellenwert das Vereinsrecht inzwischen auch international genießt, 
zeigt das Medienecho auf die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs vom 
15.12.19954 im Fall "Bosman". Die festgestellte EU-Rechtswidrigkeit der 
Ablösesummen und der Ausländerklausel im Berufsfußball hat bei den betroffe-

S. 668 ff., 788 ff., 987 ff. 
2 Dort vor allem die Verbände in der Bundesrepublik, aufgefilhrt nach den gesellschaftlichen 

Bereichen; s. auch die Beilage Nr. 20/95 der Woche im Bundestag (wib) vom 15.11.1995 mit einer 
Auflistung der insgesamt 1538 im Jahr 1995 beim Deutschen Bundestag akkreditierten Verbände. 

Die Vereinsform ist also nicht, wie ein Reichtagsabgeordneter bei den Beratungen zum BGB 
(Mugdan I., 995) mutmaßte, auf "Skat-, Kegel-, Rauch- und Saufvereine" beschränkt geblieben. 
Vgl. die Aufzählungen bei Stöber, Rdnr. 25 ff.; Reichert/v. Look, Rdnr. 41 ff. 

• ZIP 1996, 42 ff. = NJW 1996, 505 ff. 

2 Edenfeld 
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nen Vereinsverbänden wegen der einschneidenden finanziellen Auswirkungen 
zum Teil heftige Reaktionen ausgelöst.5 

Das Vereinswesen als gesellschaftlichesPhänomen berührt indes nicht nur die 
Vereinsmitglieder selbst, sondern häufig auch außenstehende Dritte, d.h. Nicht-
mitglieder. Diese können in erster Linie dadurch mit einem Verein in Berüh-
rung kommen, daß sie die Mitgliedschaft in ihm anstreben. Das daraus resul-
tierende Verhältnis des Vereins zu seinen Mitgliedern ist komplex und in der 
Literatur vielfach erörtert worden.6 

Nicht selten tritt aber eine Person mit einem Verein in Kontakt, ohne dessen 
Mitglied zu werden. Es kann sich hierbei zunächst um gewöhnliche schuldrecht-
liche Beziehungen rechtsgeschäftlicher oder deliktischer Art handeln, wie sie 
zwischen anderen natürlichen und juristischen Personen auch auftreten. Dieser 
Kontakt kann jedoch über derartige Beziehungen hinausgehen, indem wech-
selseitige Ansprüche und Verpflichtungen entstehen, die mitgliedschaftlichen 
Bindungen des Dritten an den Verein nahekommen. Man denke nur an die fol-
genden Konstellationen: 

I. Das Nichtmitglied als Leistungsempfänger 

Jemand kann von den Leistungen eines Vereins abhängig sein, ohne daß er 
den Mitgliedsstatus erhält. Beispiele für eine solche strukturelle Fremdnützigkeit 
von Vereinen finden sich u.a. im Bereich der Bildungsförderung und For-
schung. So erbringen die Begabtenförderungswerke - überwiegend in der Form 
des rechtstahigen Vereins - ihre Leistungen (Stipendien) an Dritte. Die Stipen-
diaten werden nicht Mitglied ihrer Studien"stiftung", obwohl sie Vereinslei-
stungen zur Durchführung ihres Studiums erhalten. 

Ähnliche Fälle sind im Bereich der Wohlfahrt zu finden. Wird ein Studen-
tenwohnheim oder ein Krankenhaus durch einen Träger in Vereinsform betrie-

S. dazu die Beiträge "Ein Urteil triffi den europäischen Fußball in seinen Fundamenten" und 
"Stimmen zum Urteil" in der Süddeutschen Zeitung vom 16./17.12.1995, Nr. 290, S. 43. 

Ba/lerstedt, Mitgliedschaft und Vermögen beim rechtsfllhigen Verein, in: Festschrift rur Knur 
(1972), S. 1 ff.; Flume, Die juristische Person, § 8; Lutter, Theorie der Mitgliedschaft, AcP 180 
(1980), 84 ff.; Reichert/v. Look, Rdnr. 470 ff.; Reuter, Probleme der Mitgliedschaft beim Ideal-
verein, ZHR 145 (1981),273 ff.; Die Mitgliedschaft als sonstiges Recht im Sinne des § 823 Abs.1 
BGB, in: Festschrift rur H. Lange (1992), S. 707 ff.; Schmidt, Die Vereinsmitgliedschaft als 
Grundlage von SchadensersatzansprUchen, JZ 1991, 157 ff.; Schulze, Mitgliedsausschluß aus einem 
wirtschaftlichen Verein am Beispiel der GEMA, NJW 1991, 3264 f.; weitere Schrifttumsnachweise 
bei StaudingerlWeick, zu § 35 BGB, sowie bei MUnch.Komm./Reuter, zu § 38 BGB. 
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ben, sind die Studenten bzw. Patienten als Nichtmitglieder auf die Benutzung 
der Vereinseinrichtung angewiesen. GleiChes gilt fUr Vereine, die der allgemei-
nen Gefahrenabwehr dienen, also fUr das DRK, die DLRG oder die Verkehrs-
und Bergwacht. Die Vereinszwecke dieser Organisationen sind ausgeprägt 
fremdnützig. Sie f6rdern nicht in erster Linie das Wohl ihrer Mitglieder, son-
dern die Interessen einer Sache.7 Man wird es unabhängig vom jeweiligen Ver-
einszweck auch so formulieren können: Sie dienen Nichtmitgliedern. 

Mischstrukturen können sich daraus ergeben, daß die Vereinsvorteile sowohl 
Mitgliedern als auch Nichtmitgliedern zugute kommen. Diese Besonderheit ist 
z.B. bei der Gesellschaft für musikalische AuffUhrungs- und mechanische 
Vervielfältigungsrechte (GEMA) anzutreffen. Dieser wirtschaftliche Verein 
unterscheidet zwischen ordentlichen, außerordentlichen und angeschlossenen 
Mitgliedern,8 wobei letztere keine Mitglieder im Sinne des Vereinsrechts sind.9 

11. Die "Gewalt" eines Vereins über Dritte 

Vereine haben gelegentlich ein Interesse daran, daß Nichtmitglieder ihrer 
körperschaftlichen Satzungs- bzw. Strafgewalt unterliegen. Es bieten sich inso-
weit vertragliche Vereinbarungen an. Fraglich ist aber, ob und in welchen 
Grenzen ein Dritter überhaupt der Vereinsgewalt unterworfen werden kann. 
Diese Problematik geht namentlich die Organmitglieder und Angestellten des 
Vereins an, die nicht über die gewöhnliche Vereinsmitgliedschaft verfUgen. 
Gleiches gilt fUr den Personenkreis, der Vereinsleistungen empfängt, Vereins-
einrichtungen benutzt oder an Wettbewerben teilnimmt, die ein Verein veran-
staltet. 

Aktuell ist diese Fragestellung im Sportwesen, zuletzt vor allem im Reit- und 
GolfsportIO sowie in der Leichtathletik (Fall "Katrin Krabbe").!! Im Bereich 
des Profi fußballs ist es seit langem üblich, daß der Dachverband (DFB) seine 

7 Müller-Thoma, S. 16. 

§ 6 Nr. I der Satzung i.d.F. vom 5./6.7.1994. 

§ 6 Nr. 2 der Satzung. 
10 Vgl. BGH NJW 1995,583 t1 (Reitsport) sowie einen Bericht der FAZ vom 21.1.l995, Nr. 

18, S. 25 ("Ein Leihwagen vom Sponsor flihrt Tugendwächtern an den Karren"), über einen 
Rechtsstreit des Deutschen Golf Verbands (DGV) wegen der Durchsetzung des Amateurstatuts 
gegenüber einem Nichtmitglied. 

11 Dazu eingehend LG München I SpuRt 1995, 161 ff. sowie die Beiträge "Richter heben 
Krabbes Sperre auf und rechtfertigen Schadensersatz" und "Korrigiertes Unrecht" der FAZ vom 
18.5.1995, Nr. 115, S. 31. 
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